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VERBANDSCHRONIK
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HANS-PETER SCHAUB

Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

Im Juni 2022 nahm nach dem Sténderat auch der Nationalrat mit 99 zu 79 Stimmen bei
3 Enthaltungen eine Motion Wicki (fdp, NW) zur Wahrung des Grundsatzes der
Unschuldsvermutung im Kartellgesetz an. Wie Kommissionssprecher Regazzi (mitte, Tl)
erklarte, pladiere die Mehrheit der Kommission fur die Annahme der Motion, da derzeit
die Unschuldsvermutung und der Untersuchungsgrundsatz in Verfahren der WEKO zu
wenig Anwendung fanden: Bei einem klassischen Gerichtsfall trage die Polizei Fakten
zusammen und fuhre Ermittlungen durch. Wahrend sich die Staatsanwaltschaft danach
auf belastendes Material fokussiere, ziehe die Verteidigung das entlastende Material
vor. Das Gericht kdnne dann auf Basis der Unschuldsvermutung entscheiden. Bei einem
Kartellverfahren flhre hingegen das Sekretariat der WEKO alleine die Ermittlungen
durch und sammle auf Basis des Untersuchungsgrundsatzes sowohl belastendes als
auch entlastendes Material, welches sie der WEKO dann fur die Entscheidungsfindung
zur Verflgung stelle. Das Problem sei, dass das Sekretariat des Ofteren nur belastendes
Material suche und den involvierten Parteien das Vorbringen von entlastendem Material
Uberlasse, was letzteren eine schwéchere Stellung einbringe. Im Namen der Minderheit
argumentierte Kathrin Bertschy (glp, BE) hingegen, dass bereits heute bei
kartellrechtlichen Sanktionsverfahren die Unschuldsvermutung gelte und die Motion
falsche Schlussfolgerungen suggeriere: Es gebe im Kartellverfahren keine
Beweislastumkehr - bei der also die Beschuldigten ihre Unschuld beweisen mussten -,
so habe die GLP-Fraktion keine Beispiele gefunden, in denen dies der Fall gewesen
ware. Man dirfe der WEKO nicht auf Basis von Behauptungen solche Unterstellungen
machen, argumentierte die Bernerin weiter. Dem Votum von Bertschy schloss sich auch
Wirtschaftsminister Guy Parmelin an, der die Unschuldsvermutung ebenfalls bereits
gewahrt sah. In der Abstimmung votierten die Fraktionen der SVP, FDP.Liberalen und
der Mitte fur Annahme der Motion, die Fraktionen der SP, der Grinen und der GLP
geschlossen dagegen. Das Kartellgesetz soll vom Bundesrat somit dahingehend
angepasst werden, dass der Untersuchungsgrundsatz in dessen Wortlaut in zentraler
Weise vorkommt.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Landwirtschaft

Im Sommer 2022 wurde bekannt, dass die drei grossen Unternehmerinnen- und
Unternehmerverbdnde Economiesuisse, Gewerbeverband und Arbeitgeberverband
zusammen mit dem Bauernverband eine strategische Allianz eingegangen waren.
Gemass einem internen Papier, aus dem die «NZZ am Sonntag» zitierte, wollten die vier
Verbande kinftig «gemeinsam flr eine wirtschafts- und agrarfreundliche Politik
kéampfen» und etwa in Abstimmungskémpfen vermehrt zusammenspannen, um ihre
Durchschlagskraft zu erhéhen. Auch im Hinblick auf die eidgendssischen Wahlen 2023
sei eine Zusammenarbeit geplant. Ziel sei die grundséatzliche Stéarkung des burgerlichen
Lagers in der nationalen Politik. SGV-Prasident Fabio Regazzi (mitte, Tl) liess verlauten,
es gehe um «ein Gegengewicht zum rot-griinen Lager».

Das Bekenntnis zur verstarkten und langfristigen Zusammenarbeit erfolgte vor dem
Hintergrund, dass die Wirtschaftsverbande bei Volksabstimmungen zuletzt immer
wieder Schwierigkeiten gehabt hatten, eine Mehrheit der Stimmberechtigten von ihrer
Position zu Uberzeugen. Nach einigen Reibereien zwischen dem SAV sowie
Economiesuisse einerseits und dem SGV andererseits hatten sich diese drei Verbande
schon Ende 2021 im Schulterschluss getbt. Mit dem SBV wurde diese Allianz nun noch
erweitert.

Zum ersten Anwendungsfall der neuen Allianz wurde der Abstimmungskampf fur den
Urnengang vom 25. September 2022, bei dem eine Vorlage mit landwirtschaftlichem
Fokus (Massentierhaltungsinitiative) und drei mit Wirtschaftsfokus
(Verrechnungssteuerreform und AHV 21) zur Abstimmung kamen. Die vier Verbande
demonstrierten an einer gemeinsamen Medienkonferenz Einigkeit, und der SBV
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forderte alle seine Mitglieder auf, auf ihren Feldern und Hofen nebst Plakaten gegen die
Massentierhaltungsinitiative auch solche fur die AHV 21 und flr die Teilabschaffung der
Verrechnungssteuer aufzuhéngen. Die <«NZZ am Sonntag» wertete diese
«flachendeckende Présenz» in der landlichen Schweiz als «unbezahlbaren Vorteil im
Abstimmungskampf».

Der Boden fur die Partnerschaft war gemass Recherchen der «NZZ am Sonntag»
indessen schon langer gelegt worden, als Architekt habe der Zircher FDP-Standerat
Ruedi Noser gewirkt. Er habe «den grossen Kuhhandel» von 2020 eingefédelt, als der
SBV die Wirtschaftsverbande beim Kampf gegen die Konzernverantwortungsinitiative
unterstitzte und diese im Gegenzug mithalfen, dass das Parlament die Agrarpolitik 22+
sistierte. Auch im Abstimmungskampf gegen die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative
im Sommer 2021 konnte der SBV wieder auf die Unterstutzung der Wirtschaftsverbénde
zahlen. All dies habe daflr gesorgt, dass das Verhaltnis zwischen SBV und
Wirtschaftsverbanden wieder enger geworden sei, nachdem es aufgrund von
Differenzen in der Freihandels- und Agrarzollpolitik lange ramponiert gewesen war,
berichtete die «NZZ am Sonntag». Politgeograf Michael Hermann a&usserte die
Vermutung, dass der gestiegene Druck dkologischer Kreise auf die Landwirtschaft etwa
beim Trinkwasserschutz flr den Schulterschluss verantwortlich sei: «Sie haben mit
ihren Angriffen auf die Bauern Ubermarcht und sie in die Hande der Wirtschaft
getrieben.»

Okologische und linke Stimmen dusserten sich denn auch wenig erfreut iber die neue
Allianz. Die Grunliberale Kathrin Bertschy (glp, BE) bedauerte, dass Economiesuisse nun
mit dem «agrarprotektionistischen Lager» zusammenspanne, statt sich wie friher fur
einen «Abbau der Uberdimensionierten Giesskannensubventionen» in der
Landwirtschaft einzusetzen. SP-Co-Préasident Cédric Wermuth (sp, AG) seinerseits fand,
mit dem Pakt wlrden «die Interessen der Bauern an die Wirtschaft verkauft»; die neue
Allianz sei vor allem ein Zeichen dafur, wie nervdés man bei den Wirtschaftsverbanden
sei. ?

1) AB NR, 2022, S. 1061 ff.
2) Medienmitteilung SGV, SAV, economiesuisse und SBV vom 11.8.22; NZZ am Sonntag, 10.7.22; TA, 11.7.22; NZZ, 12.8., 30.8.22
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